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Report
Anhaltender Verfall der 
Infrastruktur
Die Lösung muss bei den Kommunen 
ansetzen

Katja Rietzler

Auf einen Blick
�� Die öffentlichen Bruttoinves­

titionen wachsen schon seit 
Jahrzehnten langsamer als das 
Bruttoinlandsprodukt. Die öf­
fentliche Investitionsquote sinkt 
also. Seit 2003 reichen die Brutto­
investitionen nicht mehr aus, um 
die Abschreibungen auszuglei­
chen, so dass die Nettoinvestiti­
onen negativ sind. Vor allem die 
Kommunen verzeichnen einen 
deutlichen Substanzverzehr. 

�� Studien ermitteln einen deutli­
chen Mehrbedarf bei den öffent­
lichen Investitionen. Auf dieser 
Grundlage und der Analyse aktu­
eller Daten ist von einem zusätz­
lichen staatlichen Investitionsbe­
darf in Höhe eines zweistelligen 
Milliardenbetrags pro Jahr aus­
zugehen. 

�� Wichtigste Ursache der Investi­
tionsschwäche ist eine restriktive 
Ausgabenpolitik infolge mehrfa­
cher Steuersenkungen, die zu ei­
ner strukturellen Unterfinanzie­
rung des Staates geführt haben. 
Bei den Kommunen kommt eine 
unzureichende Umsetzung des 
Konnexitätsprinzips hinzu.

�� Für eine Überwindung des In­
vestitionsstaus sind höhere 
Steuereinnahmen notwendig, die 
insbesondere durch die Besteu­
erung von hohen Einkommen 
und Vermögen generiert werden 
können. Auch müssen die Kom­
munen finanziell besser ausge­
stattet werden. Finanzschwache 
Kommunen brauchen mehr 
Unterstützung beim Abbau von 
Kassenkrediten.
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Wohlstand braucht Investitionen
Über den „öffentlichen Investitionsstau“ wird schon 
seit Jahren regelmäßig in den Medien berichtet und 
diskutiert. Auch eine neuere Umfrage des Instituts 
für Demoskopie Allensbach (2013) kommt zu dem 
Schluss: „Die Mehrheit der Bürger ist der Meinung, 
dass in Deutschland zu wenig in die Infrastruktur 
investiert wird“. Eine jüngere Studie des DIW Ber­
lin (Bach et al. 2013) hat Aufsehen erregt, weil sie 
aufgrund der schwachen öffentlichen und priva­
ten Investitionstätigkeit in Deutschland deutliche 
Wachstumsverluste errechnet hat. Gleichzeitig wird 
die These einer generellen Investitionsschwäche 
von anderer Seite (z.B. Bundesministerium der Fi­
nanzen 2014) in Zweifel gezogen. 
In der Debatte wird häufig über „Investitionen“ all­
gemein gesprochen. Es ist jedoch sinnvoll, zwischen 
den Aktivitäten verschiedener Sektoren zu unter­
scheiden. Dieser IMK Report beschäftigt sich dabei 
mit den staatlichen Investitionen in der Sektorab­
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen (VGR)1. Dabei wird die jüngere Entwicklung 
der öffentlichen Investitionen anhand statistischer 
Daten analysiert und ein Überblick über neuere re­
levante Studien gegeben, die versuchen einen Inves­
titionsstau bzw. -bedarf zu quantifizieren. 

Der Verfall der öffentlichen Infrastruktur kann 
Wirtschaft und Wohlstand einer Gesellschaft 
ernsthaft beeinträchtigen. Reidenbach et al. (2008, 
S. 22/23) weisen auf negative Folgen unterlasse­
ner Investitionen hin:2 Eine schlechte öffentliche 
Infrastruktur kann zu Gefährdungen wie z.B. einer 
erhöhten Unfallgefahr bei einem schlechtem Zu­
stand von Straßen führen. Sie kann auch höhere 
Kosten (z.B. höhere Betriebskosten von Fahrzeu­
gen, Zeitverlust im Stau) mit sich bringen. Eine 
schlechte Gebäudequalität (Akustik, Beleuchtung, 
Raumtemperatur) kann sich negativ auf die Ar­
beitsleistung auswirken. Beispielsweise kann das 
Lernergebnis an Schulen dadurch beeinträchtigt 
werden. Reidenbach et al. betonen auch, dass bei 
Unterbleiben einer rechtzeitigen Erneuerung oder 
Sanierung von Infrastruktur mit höheren Folgekos­
ten gerechnet werden muss. 

Öffentliche Investitionen haben umgekehrt 
direkte positive Wirkungen auf das langfristige 
Wachstumspotenzial. Zu diesem Ergebnis kommen 

1	 Zur Abgrenzung vgl. Infobox 1.
2	 Problematisch ist in diesem Zusammenhang auch 

eine unzureichende Instandhaltung. Allerdings zählen 
Instandhaltungsmaßnahmen anders als umfangreiche-
re Sanierungsmaßnahmen nicht zu den Investitionen 
(Destatis 2014).

mehrere jüngere Studien3. Daraus kann im Um­
kehrschluss gefolgert werden, dass die in der Ver­
gangenheit unzureichenden öffentlichen Investitio­
nen Wachstumseinbußen nach sich gezogen haben. 
Es zeigt sich außerdem, dass öffentliche Investitio­
nen private nicht verdrängen, sondern vielmehr die 
private Investitionstätigkeit anregen (Afonso und 
González Alegre 2008, Barabas et al. 2010). 

Es ist daher wichtig, die Entwicklung der öffent­
lichen Investitionen in der jüngeren Vergangenheit 
zu analysieren und einen möglichen zusätzlichen 
Investitionsbedarf zu ermitteln. Wenngleich aus 
den unterschiedlichen Quellen keine exakte Quan­
tifizierung des Investitionsrückstands und des 
Mehrbedarfs abgeleitet werden kann, können grobe 
Angaben zur Größenordnung notwendiger zusätz­
licher öffentlicher Investitionen gemacht werden. 

Im Folgenden werden die Ursachen der Schwä­
che bei den öffentlichen Investitionen näher unter­
sucht und auf dieser Grundlage Empfehlungen für 
problemadäquate Maßnahmen zur Überwindung 
des Investitionsrückstands gegeben. 

Sind die öffentlichen Investitionen  
zu niedrig?

Rückläufige öffentliche Investitionsquote

Die Bruttoanlageinvestitionen des Staates beliefen 
sich im vergangenen Jahr in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 
auf 42,94  Mrd.  Euro. Sie lagen nominal nur um 
7,7 % über dem Niveau von 1991. Da die relevan­
ten Preise seither um über 25 % gestiegen sind, ist 
preisbereinigt somit ein Rückgang von 14,5  % zu 
verzeichnen. Während die Ausrüstungen und die 
sonstigen Anlagen, die zusammen weniger als ein 
Viertel der öffentlichen Bruttoanlageinvestitionen 
ausmachen, stark zugelegt haben, sind die öffent­
lichen Bauinvestitionen real um 28,2 % gesunken. 
Mit 56,2 % ist der Rückgang der öffentlichen Woh­
nungsbauinvestitionen, die allerdings nur einen 
sehr geringen Anteilteil an den öffentlichen Investi­
tionen haben, besonders drastisch. Allerdings sind 
auch die Investitionen in Nichtwohnbauten, die 
den Löwenanteil an den öffentlichen Investitionen 

3	 Siehe z.B. die Literaturstudie von Romp und de Haan 
2007, die Meta-Studie von Bom und Ligthart 2008, 
Schätzungen von Barabas et al. 2010 zur Wachs-
tumswirkung von Verkehrsinfrastrukturinvestitionen. 
Öffentliche Investitionen sind auch die wirksamste 
Maßnahme zur Belebung der Konjunktur im Ab-
schwung (Gechert et al. 2014, Gechert 2013, Gechert 
und Will 2013). In der aktuellen konjunkturellen Lage 
geht es jedoch bei der Ausweitung der Investitionen 
nicht um ein Konjunkturprogramm, sondern vielmehr 
um eine langfristig angelegte strukturelle Maßnahme.
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ausmachen, um 27,1  % niedriger als noch zu Be­
ginn der 1990er Jahre (Abbildung 1).

Relativ zur Wirtschaftsleistung sind die Brutto­
anlageinvestitionen des Staates im Trend schon seit 
Jahrzehnten rückläufig. Die staatliche Investitions­
quote betrug 1970 noch 4,7 %, 2013 waren es nur 
noch 1,6 %. Ein Rückgang der staatlichen Investiti­
onsquote muss nicht per se problematisch sein, weil 
der Bedarf zusätzlicher Investitionen mit einem 
steigenden Kapitalstock abnimmt. Dabei ist der Ka­
pitalstock aber zu erhalten und gegebenenfalls an 
neue Bedarfe anzupassen. 

Die Deutsche Bundesbank (2009), der Sach­
verständigenrat (2013) und auch jüngst das Bun­
desministerium der Finanzen (2014) erklären den 
Rückgang der staatlichen Investitionsquote zudem 
mit einer Normalisierung nach einer Phase vereini­
gungsbedingt höherer Investitionen. In den frühen 
1990er Jahren ist die staatliche Investitionsquote al­
lerdings nur um wenige Prozentpunkte angestiegen. 
Sie betrug 1990 für Westdeutschland 2,4 % des BIP 
und erreichte im Jahr 1992 für Gesamtdeutschland 
einen Höchstwert von 2,8  % des BIP. Bereits 1995 
war sie mit 2,2 % wieder unter dem Niveau West­
deutschlands vor der Wiedervereinigung. Demnach 
war der behauptete vereinigungsbedingte Effekt ge­
ring und von kurzer Dauer. Es scheint schwer vor­
stellbar, dass mit Bruttoanlageinvestitionen in dieser 
Höhe der gesamte Nachholbedarf Ostdeutschlands 
in wenigen Jahren aufgeholt worden ist. Sollte dies 
dennoch der Fall gewesen sein, so müsste sich diese 
Entwicklung zu Lasten regionaler Investitionspro­
jekte in Westdeutschland vollzogen haben. 

Auch die Privatisierung und die Ausgliederung 
von öffentlichen Unternehmen, die der Sachver­
ständigenrat (2013) ins Feld führt, dürften nur ei­
nen sehr nachrangigen Anteil am Rückgang der öf­
fentlichen Investitionsquote haben. Sie wirken sich 
in den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen4 
nämlich nur dann aus, wenn eine institutionelle Ein­
heit aus dem Staatssektor in den Sektor der nichtfi­
nanziellen bzw. der finanziellen Kapitalgesellschaf­
ten wechselt. Maßgebliches Kriterium dafür ist 
jedoch nicht der Übergang des Eigentums, sondern 
insbesondere, ob sich die jeweilige institutionelle 
Einheit überwiegend durch Markteinkommen oder 
durch Zwangsabgaben finanziert (Schmidt und 
Schmidt 2011). Unabhängig vom Eigentum war die 
Deutsche Bahn, die der SVR (2013, S. 312) fälsch­
lich als Beispiel anführt, schon immer ein Markt­

4	 Anders ist es in der Finanzstatistik, wo die Vergleich-
barkeit im Zeitablauf – insbesondere vor Einführung 
des Schalenkonzepts ab dem Berichtsjahr 2011 – 
durch Ausgliederungen aus den Kernhaushalten stark 
eingeschränkt ist. Siehe Infobox 1.

Abbildung 1

Bruttoanlageinvestitionen  
des Staatesgesamtüberschrift

a) Bruttoanlageinvestitionen des Staates in jeweiligen 
Preisen (Mrd� Euro)

Wohnbauten = grün
Nichtwohnbauten = gelb

Preisentwicklung der Bruttoanlageinvestitionen des 
Staates 

(Index: 2005=100)

lageinvestitionen des Staates, preisbereinigt (Index: 2005=100)

Quellen: Destatis; Berechnungen des IMK�
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produzent und damit dem Sektor der nichtfinanzi­
ellen Kapitalgesellschaften zuzurechnen. Gleiches 
gilt für Post und Telekom. 

Das soll nicht heißen, dass es seit 1991 keinen 
Wechsel von Einheiten aus dem Staatssektor in den 
Sektor der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften 
gegeben hat. Auf kommunaler Ebene sind teilweise 
Einheiten, die sich zu über der Hälfte aus Markt­
einkommen finanzieren, aus den Kernhaushalten 
ausgegliedert worden und sind damit in der Tat aus 
dem Staatssektor herausgefallen. Dass dieser Effekt 
nicht bedeutend gewesen sein kann, erkennt man 
aber schon daran, dass die Umsätze5 der Gemein­
den im Bereich Marktproduktion seit 1991 von 
einem sehr geringen Ausgangsniveau relativ zum 
BIP auch nur geringfügig gesunken sind, nämlich 
von 0,8 % auf 0,5 %. Für den Staatssektor insgesamt 
betrug der Anteil der Marktverkäufe am BIP 1991 
0,9 % und 2013 0,6 %. Die dazugehörigen Inves­
titionen liegen naturgemäß deutlich unter diesen 
Umsätzen, so dass die Privatisierung bzw. Ausglie­
derung nicht wesentlich zur Erklärung des Rück­
gangs der Bruttoinvestitionsquote um einen ganzen 
Prozentpunkt des BIP herangezogen werden kann. 

5	 In der entsprechenden Statistik werden sie als „Ver-
käufe“ bezeichnet.

Anhaltender Substanzverzehr seit  
über 10 Jahren
Seit 2003 reichen die staatlichen Bruttoinvestitio­
nen nicht mehr aus, um die Abschreibungen des 
staatlichen Anlagevermögens auszugleichen (Ab­
bildung 2). Die Nettoinvestitionen sind negativ, was 
nichts anderes als einen schleichenden Substanz­
verzehr bedeutet.6 In den Jahren 2009 bis 2011 hat 
sich die Lücke zwischen Bruttoinvestitionen und 
Abschreibungen vorübergehend fast geschlossen. 
Dies war auf das Zukunftsinvestitionsprogramm 
im Rahmen des Konjunkturpakets II zurückzufüh­
ren, bei dem ein zusätzliches Investitionsvolumen 
von gut 15,8 Mrd. Euro realisiert wurde, wovon 10 
Mrd. Euro vom Bund finanziert wurden. 70 % des 
Investitionsvolumens wurden dabei auf der kom­
munalen Ebene realisiert (Bundesministerium der 
Finanzen 2013). Nach Auslaufen des Programms 
im Jahr 2012 brachen die kommunalen Bruttoin­
vestitionen um 12 % ein. Mit einem Zuwachs von 

6	 Betrachtet man das Nettoanlagevermögen des Staates 
so zeigt sich ein ähnliches Bild. Preisbereinigt ist das 
Nettoanlagevermögen des Staates seit 2001 rückläu-
fig. Das nominale staatliche Nettoanlagevermögen 
weist jedoch keinen Rückgang auf. Dies liegt daran, 
dass das Anlagevermögen des Staates zu Wiederbe-
schaffungspreisen ausgewiesen wird, während die 
Bewertung der Anlageinvestitionen zu Anschaffungs-
preisen bzw. Herstellungspreisen erfolgt (Schmalwas-
ser und Weber 2012, Destatis 2014). 

Abbildung 2

Investitionen des Staates
in Mrd. Euro 

investitionen des Staates
in Mrd� Euro

                 Nettoinvestitionen
                 Abschreibungen
              Bruttoinvestitionen

Quelle: Destatis (VGR, in jeweiligen Preisen), Berechnungen des IMK�
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8,7 % wurden sie 2013 zwar wieder deutlich ausge­
weitet, ohne aber auch nur annähernd das Niveau 
der Abschreibungen zu erreichen. 

Während die Nettoinvestitionen von Bund und 
Ländern im betrachteten Zeitraum trotz schwa­
cher Entwicklung nur in einzelnen Jahren negativ, 
insgesamt aber noch positiv waren (kumuliert 2,9 
bzw. 7,5 Mrd. Euro von 2003 bis 2013), überstie­
gen die Abschreibungen die Bruttoinvestitionen 
bei den Gemeinden deutlich. Kumuliert waren es 
seit 2003 rund 42 Mrd. Euro, wobei sich die Ent­
wicklung nach dem Auslaufen der Konjunkturpa­
kete noch einmal deutlich verschlechtert hat. Die 
schwache Kommunale Investitionstätigkeit spiegelt 
sich auch im rückläufigen Anteil der kommunalen 
Bruttoinvestitionen an den gesamtstaatlichen Brut­
toinvestitionen wider. Während die Gemeinden im 
Jahr 1991 noch 63,6 % aller staatlichen Bruttoinves­
titionen tätigten, betrug dieser Anteil im Jahr 2013 
nur noch 50,1 %. Im Jahr 2012 war er mit 47,9 % 
erstmals unter 50  % gefallen. Auch die Sozialver­
sicherungen wiesen seit 2003 insgesamt negative 
Nettoinvestitionen aus. Diese sind aber von der 
Größenordnung her unbedeutend. Für den Staat 
insgesamt haben sich die gesamtstaatlichen negati­
ven Nettoinvestitionen bis 2013 damit auf 35 Mrd. 
Euro kumuliert (Abbildung 3).

Wenngleich ein optimaler Kapitalstock für die 
öffentliche Hand nicht eindeutig zu bestimmen 
ist, deuten diese Zahlen darauf hin, dass sich in 
Deutschland bereits ein erheblicher öffentlicher 
Investitionsstau aufgebaut hat. Um bei den Ge­
bietskörperschaften einen Substanzverzehr zu 
verhindern, hätten die Kommunen alleine in den 
vergangenen elf Jahren rund 42 Mrd. Euro mehr 
investieren müssen. Dieser Wert stellt eine Unter­
grenze für den aufgelaufenen Investitionsstau dar, 
weil er unterstellt, dass im Wesentlichen Ersatzbe­
darf, aber kein Erweiterungsbedarf besteht. 

Als Orientierungsgröße könnte man auch die 
öffentliche Investitionstätigkeit in den übrigen 
Ländern des Euroraumes heranziehen. Einen ähn­
lichen Vergleichsmaßstab wählt Bofinger in einem 
seiner Minderheitsvoten im jüngsten Jahresgutach­
ten des Sachverständigenrats (2013, S. 331-332). 
Die durchschnittliche Investitionsquote der übri­
gen Euroraumländer (ohne Deutschland) liegt um 
0,7  Prozentpunkte über der deutschen. Dies ent­
spricht im Jahr 2014 rund 20 Mrd. Euro. Dagegen 
könnte man einwenden, dass der übrige Euroraum 
kein Maßstab sein kann, weil hier auch Länder 
enthalten sind, die einen erheblichen Nachholbe­
darf haben (z.B. Bundesministerium der Finanzen 
2014). Allerdings sind es genau diese Länder, deren 
Investitionen im Zuge der Austeritätspolitik in den 

Abbildung 3 

Nettoinvestitionen des Staates
in Mrd. Euro 

nettoinvestitionen des Staates
 in Mrd� Euro

             Bund
             Gemeinden
             Länder
             Sozialversicherung
             Staat insgesamt

Quellen: Destatis (VGR, in jeweiligen Preisen), Berechnungen des IMK
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vergangenen Jahren deutlich hinter der (negativen) 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts zurück­
geblieben sind. Beschränkt man den Vergleich auf 
Länder wie Frankreich, Italien, die Niederlande, 
Belgien, Österreich, Luxemburg und Finnland, 
also in etwa vergleichbare westeuropäische Länder, 
dann fällt die Differenz bei der Investitionsquote 
mit 0,9 Prozentpunkten des BIP sogar noch etwas 
höher aus. Dies würde rund 25 Mrd. Euro pro Jahr 
entsprechen. Wenngleich internationale Vergleiche 
schwierig sind und nur grobe Anhaltspunkte geben 
können, ist es beachtlich, dass sich Deutschland bei 
der öffentlichen Investitionsquote schon über zehn 
Jahre am unteren Ende der Euroraumländer befin­
det (Abbildung 4). 

Studien bestätigen Mehrbedarf bei 
öffentlichen Investitionen
Eine Reihe von Studien hat sich in den vergange­
nen Jahren mit dem Thema Investitionsrückstand 
bzw. Investitionsbedarf beschäftigt. Ein einheitli­
ches Ergebnis kann aus den Studien nicht abgeleitet 
werden. Die jeweiligen Zahlen zum Investitions­
stau bzw. Investitionsbedarf sind aus verschiedenen 
Gründen kaum vergleichbar. Sie beziehen sich auf 
verschiedene Sektoren. Teilweise wird ausschließ­
lich der Staat betrachtet, teilweise schließen die 
Ergebnisse aber auch öffentliche und private Unter­
nehmen ein. Wenngleich sich erstere in staatlichen 
Eigentum befinden, werden sie in den volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnungen in vielen Fällen 

dem Sektor nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 
zugerechnet. Soweit der Staat betrachtet wird, kann 
man ferner zwischen unterschiedlichen Verwal­
tungsebenen (Gebietskörperschaften insgesamt, 
Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever­
bände, Staat insgesamt) unterscheiden. Es werden 
außerdem verschiedene Investitionsaggregate un­
terschieden. Mehrere Studien betrachten nur die 
Verkehrsinvestitionen, während sich andere auf alle 
Investitionen fokussieren. Die Studien beziehen 
sich zudem auf verschiedene Zeiträume und ver­
wenden unterschiedliche Preisbasen. 

Tabelle 1 gibt einen Überblick über Arbei­
ten der jüngeren Vergangenheit zum öffentlichen 
Investitionsbedarf/-rückstand in Deutschland. 
Schwerpunkte der Studien sind die Verkehrsinfra­
struktur und kommunale Investitionen.

Zwei Studien befassen sich ausschließlich mit der 
Verkehrsinfrastruktur. Die Kommission „Zukunft 
der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ (Daehre 
et al. 2012) hat eine Bestandsaufnahme der Ver­
kehrsträger (Straßen, Schiene, Wasserwege) durch­
geführt. Sie hat dabei den Zustand der Verkehrs­
infrastruktur, die Defizite und den Nachholbedarf 
analysiert. Dabei wurden die Rahmenbedingungen 
wie Umweltschutz, Demografie und die Schulden­
bremse berücksichtigt und auch Einsparmöglich­
keiten bzw. Effizienzsteigerungen und alternative 
Finanzierungsmodelle betrachtet. Laut der Studie 
ist der Anteil der Verkehrsinvestitionen am BIP von 
rund 1 % im Jahr 1992 auf 0,7 % gesunken, während 

Abbildung 4

Bruttoinvestitionen des Staates 
in %  des BIP

Quellen: AMECO; Berechnungen des IMK.

bruttoinvestitionen des Staates 
in % des BIP

Quellen: AMECO, Berechnungen des IMK�

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013

Euroraum (18 Länder)

Euroraum ohne Deutschland

Deutschland



IMK Report 94
Juni 2014

Seite 7

die Verkehrsleistungen deutlich schneller als das BIP 
zugenommen haben. So hat sich nach Angaben der 
Kommission der Güterverkehr verdreifacht. Zu be­
klagen ist auch der abnehmende Modernitätsgrad 
des Verkehrsnetzes. Es zeichnet sich demnach „klar 
das Bild eines schleichenden und sich bereits be­
schleunigenden Substanzverzehrs ab.“ (Daehre et al. 
2012, S. 11). In einem schlechten Zustand befinden 
sich nach diesem Bericht fast ein Fünftel der Auto­
bahnstrecken und über 40 %  der Bundesfernstraßen 
sowie knapp die Hälfte der Brücken an Bundesfern­
straßen. Ein Drittel der Eisenbahnbrücken sind 
demnach über 100 Jahre alt und benötigen steigen­
de Erhaltungsinvestitionen. Besonders hoch ist der 
Investitionsrückstand auf der Landes-, Kreis- und 
Gemeindeebene. Insgesamt kommt die Kommission 
für die Verkehrsinfrastruktur auf einen zusätzlichen 
Bedarf von 7,2 Mrd. Euro jährlich, davon 4,7 Mrd. 
Euro für Straßen, 2,0 Mrd. Euro für den Verkehrs­
träger Schiene und 0,5 Mrd. Euro für Wasserstraßen.

Kunert und Link (2013) vergleichen für die Ver­
kehrsinfrastruktur den Ersatzbedarf, den sie an­
hand der Investitions- und Anlagevermögensrech­
nung des DIW geschätzt haben, mit den tatsächlich 

getätigten Ersatzinvestitionen für den Zeitraum 
2006 bis 2011 in Preisen von 2005. Sie ermitteln 
auf dieser Basis eine jährliche Lücke von 3,8 Mrd. 
Euro. Für den laufenden Ersatz einschließlich des 
Nachholbedarfs setzen sie jährlich 6,5 Mrd. Euro 
an. Unter Berücksichtigung des Erweiterungsbe­
darfs errechnen sie insgesamt einen Mehrbedarf 
von mindestens 10 Mrd. Euro jährlich.

Bardt et al. (2014) legen den Fokus neben der 
Verkehrsinfrastruktur auf zwei weitere Bereiche: die 
Breitbandinfrastruktur und die Energieversorgung. 
Hier werden Teile des Staatssektors und Teile des 
Unternehmenssektors betrachtet. Die Abgrenzung 
entspricht also nicht dem Sektor Staat in der VGR. 
Basis der Analyse ist unter anderem die Zusatzfrage 
an die an der IW-Konjunkturumfrage vom Herbst 
2013 teilnehmenden Unternehmen, „ob ihre gegen­
wärtigen Geschäftsabläufe in Deutschland durch 
Infrastrukturprobleme regelmäßig beeinträchtigt 
werden.“ 57 % der Unternehmen haben dies be­
jaht, 10 % beklagten sogar eine deutliche Beein­
trächtigung – insbesondere beim Straßenverkehr 
aber auch bei den Kommunikationsnetzen. Auf der 
Grundlage verfügbarer Studien und Daten kommt 

Tabelle 1

Überblick Studien zum öffentlichen Investitionsbedarf/-rückstand

Quelle: Zusammenstellung des IMK.

Studie Sektor
Verwaltungs-
ebene

Investitions-
aggregat

Real/
Nominal Zeitbezug

Investitionsstau/ 
Investitionsbedarf

Reidenbach 
et al� 
(2008)

Staat und 
teilweise 
Unternehmen

Gemeinden und 
Gemeinde-
verbände

10
Infrastruktur-
bereiche

Preise von 
2000

Bedarf 
2006-2020

Investitionsbedarf: 
47 Mrd� Euro pro 
Jahr; Rückstand 
2008: 75 Mrd� Euro

Daehre et al� 
(2012) Primär Staat

Gebiets-
körperschaften

Verkehrs-
infrastruktur

Preise von 
2012

15 Jahre ab 
2013

Zusätzlicher Bedarf 
mindestens 7,2 Mrd� 
Euro pro Jahr

Kunert  und 
Link (2013)

Staat und 
teilweise 
Unternehmen

Gebiets-
körperschaften

Verkehrs-
infrastruktur

Preise von 
2005

Basis: 
2006-2011

Ersatz- und Nachhol-
bedarf über 6,5 Mrd� 
Euro pro Jahr; 
einschließlich 
Erweiterungsbedarf 
mindestens 10 Mrd� 
Euro pro Jahr

Bardt et al� 
(2014)

Staat und 
Unternehmen

Gebiets-
körperschaften

Infrastruktur 
(Verkehr, 
Breitband, 
Energie)

Jeweilige 
Preise

10 Jahre 
ab 2014

120 Mrd� Euro in den 
kommenden
10 Jahren (davon ein 
Drittel für Verkehrs-
infrastruktur)

KfW (2014)

Staat und 
teilweise 
Unternehmen

Gemeinden, 
Landkreise Alle

Jeweilige 
Preise

Rückstand
2013

Investitionsrück-
stand beträgt 118 
Mrd� Euro



IMK Report 94
Juni 2014

Seite 8

die Studie zu dem Schluss, dass in jedem der drei 
betrachteten Bereiche in den kommenden zehn 
Jahren zusätzliche Investitionen von 40 Mrd. Euro 
getätigt werden müssten. Insgesamt wären dies also 
12 Mrd. Euro pro Jahr. 

Einen weiteren Schwerpunkt bilden kommuna­
le Investitionen. Reidenbach et al. (2008) liefern 
eine detaillierte Analyse von zehn verschiedenen 
Bereichen, die u.a. Straßen, Schulen, Krankenhäu­
ser einschließen. Ihre Studie bezieht sich auf kom­
munale Kern- und Extrahaushalte einerseits sowie 
kommunale Unternehmen andererseits, die grob je 
die Hälfte der betrachteten Investitionen tätigen. 
Dabei wird zwischen Erweiterungs- (31 %), Er­
satz- (59 %) und Nachholbedarf (10 %) unterschie­
den. Den gesamten jährlichen Investitionsbedarf in 
den Jahren 2006-2020 beziffern die Autoren auf 47 
Mrd. Euro (in Preisen von 2000), was inflationiert 
mit dem Deflator der öffentlichen Bauinvestitionen 
näherungsweise 60 Mrd. Euro im Jahr 2013 ent­
sprochen hätte7. Der Investitionsrückstand im Jahr 
2008 wird auf 75 Mrd. Euro (in Preisen von 2000) 
geschätzt. Dabei wird der größte Investitionsbedarf 
bei Straßen, Schulen und kommunalen Abwasser­
anlagen gesehen. 

Die KfW (2014) konstatiert im jüngsten Kom­
munalpanel8 einen gegenüber dem Vorjahr leicht 
verringerten Investitionsrückstand der kommu­
nalen Kern- und Extrahaushalte sowie der kom­
munalen Unternehmen. Nach 128 Mrd. Euro im 
vergangenen Jahr (KfW 2013) wird er aktuell auf 
immer noch beträchtliche 118 Mrd. Euro beziffert. 
Die größten Probleme bestehen demnach bei der 
Verkehrsinfrastruktur, während sich die Lage bei 
Kinderbetreuungseinrichtungen entspannt hat. 

Insgesamt kommen die oben genannten Ana­
lysen recht eindeutig zu dem Ergebnis, dass der 
Staat in Deutschland viel zu wenig investiert, wo­
bei insbesondere die Verkehrsinfrastruktur und 
die kommunale Infrastruktur als Schwachpunkte 
ausgemacht werden. Wegen der unterschiedlichen 
Abgrenzungen und Preisbasen können die Ergeb­
nisse schwer verglichen werden. Wenn man bei den 
Studien, die Staat und Unternehmen betrachten 
eine ungefähr hälftige Aufteilung annimmt (wie in 

7	 Die Studie macht keine Angaben darüber, wie hoch 
der resultierende zusätzliche Investitionsbedarf pro 
Jahr ist. Theoretisch ließe sich dieser ermitteln, indem 
man die tatsächlich getätigten Investitionen der 
Kommunen und ihrer Unternehmen in den genannten 
Bereichen abzieht. Dies ist jedoch ohne einen erhebli-
chen Arbeitsaufwand nicht exakt möglich.

8	 Das Kommunalpanel ist eine repräsentative Befra-
gung aller Städte mit über 20000 Einwohnern, aller 
Landkreise sowie einer geschichteten Stichprobe der 
Städte zwischen 2000 und 20 000 Einwohnern (KFW 
2013, Anhang)

der Studie von Reidenbach et al. 2008 angegeben), 
die verschiedenen Preisbasen mit dem Deflator der 
öffentlichen Investitionen inflationiert und berück­
sichtigt, dass teilweise nur Teilbereiche der staatli­
chen Investitionen betrachtet werden, kommt man 
auf dieser Grundlage für den staatlichen Sektor 
leicht auf einen jährlichen Mehrbedarf im zweistel­
ligen Milliardenbereich.

Ursachen der öffentlichen 
Investitionsschwäche
Der Substanzverzehr seit 2003 ist die Folge von 
Konsolidierungsversuchen bei einer geschwächten 
Einnahmenbasis des Staates. Zu Beginn des ver­
gangenen Jahrzehnts wurden mit der rot-grünen 
Steuerreform die stärksten Steuersenkungen in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland voll­
zogen. Gleichzeitig schwächte sich die Konjunktur 
nach dem Boom der Jahrtausendwende deutlich ab. 
Anstelle einer expansiven Fiskalpolitik wurde ein 
prozyklischer Sparkurs eingeschlagen, um die Aus­
gaben an die gesunkenen Einnahmen anzupassen 
und so das jährliche Defizit unter die Maastricht-
Grenze von 3 % zu drücken. Dabei gerieten sowohl 
die öffentlichen Konsumausgaben (Rietzler et al. 
2014) als auch die öffentlichen Investitionen er­
heblich unter Druck. Auch wenn es bei indirekten 
Steuern wie der Mehrwertsteuer oder der Versiche­
rungssteuer auch zu Erhöhungen kam, wurden die 
Steuern per saldo seit Ende der 1990er Jahre erheb­
lich gesenkt. Die Steuermindereinnahmen gegen­
über dem Steuerrecht von 1998 betrugen allein im 
Jahr 2013 rund 45 Mrd. Euro, davon 14,6 Mrd. Euro 
beim Bund, 23,8 Mrd. Euro bei den Ländern und 6,6 
Mrd. Euro bei den Kommunen (Rietzler et al. 2013). 

Deutschland liegt nicht nur bei den öffentlichen 
Investitionen sondern auch bei den Staatsausgaben 
insgesamt am unteren Rand der Euroraumländer. 
Die Differenz zu den übrigen Ländern des Euro­
raums beträgt bei der Staatsausgabenquote über 
5 Prozentpunkte des BIP. Bei der Einnahmenquote 
sind es überwiegend Krisenländer und die osteu­
ropäischen Länder, die relativ zur Wirtschaftsleis­
tung geringere Einnahmen haben als Deutschland, 
während vergleichbare Länder wie die Niederlande, 
Frankreich, Österreich oder Finnland deutlich hö­
here Staatseinnahmenquoten haben. Im Vergleich 
unter 32 Industrieländern war Deutschland im Zeit­
raum von 1999-2012 das Land mit dem geringsten 
Wachstum der öffentlichen Ausgaben mit Ausnah­
me Japans (Rietzler et al. 2013). Dabei haben sich 
sowohl die Investitionsausgaben als auch die Konsu­
mausgaben sehr schwach entwickelt. Dass, wie der 
Sachverständigenrat (2013, S. 6 und 303) suggeriert, 
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die Investitionen durch falsche Prioritätensetzung 
zugunsten von staatlichen Konsumausgaben so 
schwach ausgefallen sind, lässt sich anhand der Da­
ten nicht belegen (Rietzler et al. 2014). 

Für die Kommunen kommt noch hinzu, dass das 
Konnexitätsprinzip, wonach die staatliche Einheit 
die Kosten für die Erfüllung einer öffentlichen Auf­
gabe tragen muss, die darüber entscheidet, wie und 
in welchem Umfang die Aufgabe erfüllt werden soll 
(„wer bestellt, bezahlt“), nur allmählich umgesetzt 
wird. So waren zunehmende Sozialausgaben, de­
nen keine entsprechenden Einnahmenzuwächse 
gegenüberstanden, für die Kommunen insbesonde­
re in den frühen 1990er Jahren und zu Beginn des 
vergangenen Jahrzehnts eine hohe Belastung, die 
sich zudem nicht gleichmäßig über die Kommunen 
verteilt. Vom Strukturwandel erfasste Kommu­
nen, die ohnehin mit hoher Arbeitslosigkeit, einer 
schwachen Finanzkraft und sozialen Problemen 
zu kämpfen haben, wurden besonders getroffen 
(Deutscher Städtetag 2010). Während die Ausgaben 
der Kommunen in der Abgrenzung der VGR im 
Zeitraum von 1991 bis 2013 um 74 % zugenommen 
haben, erhöhten sich die Sozialleistungen im selben 
Zeitraum um 161 %. Damit stieg ihr Anteil an den 
Ausgaben der Kommunen deutlich an. Spiegelbild­
lich sank der Anteil der kommunalen Investitionen 
(Abbildung 5). 

Ab 2005 haben sich die Sozialleistungen für eini­
ge Jahre stabilisiert. Seit 2012 ist jedoch wieder ein 
spürbarer Anstieg zu verzeichnen, während gleich­
zeitig der Anteil der Investitionen weiter gefallen ist. 

Inzwischen sind die Sozialleistungen, die 1991 bei 
den Kommunen noch unter den Bruttoinvestitio­
nen lagen, mehr als doppelt so hoch wie diese. Dass 
es in jüngster Zeit trotz der günstigen Entwicklung 
am Arbeitsmarkt nicht zu einer Verringerung der 
Sozialausgaben kam, ist darauf zurückzuführen, 
dass insbesondere konjunkturunabhängige Sozial­
ausgaben wie beispielsweise die Jugendhilfe oder 
die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behin­
derung aktuell stark steigen (Deutscher Städtetag 
2013, S. 139). In jüngster Zeit wurden bei der Um­
setzung des Konnexitätsprinzips einige Fortschritte 
erzielt. So beteiligt sich der Bund unter anderem 
seit 2005 an den Unterkunftskosten für Arbeitssu­
chende und trägt seit 2014 die Kosten der Grund­
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu 
100  %. Eine sachlich richtige Gegenüberstellung 
von sozialen Leistungen und den entsprechenden 
Erstattungen durch den Bund ist allerdings nicht zu 
leisten, weil die Zahlungen zunächst in die jeweili­
gen Länderhaushalte fließen bevor sie dort teilwei­
se einbehalten werden und teilweise in den kom­
munalen Finanzausgleich weitergeleitet werden. 
Somit ist keine genaue Zuordnung mehr möglich 
(Deutscher Städtetag 2013, S. 19). Die zunehmende 
Übernahme von Sozialausgaben entlastet aber die 
kommunalen Haushalte.

Zwar erzielen die Kommunen insgesamt in 
jüngster Zeit wieder Haushaltsüberschüsse. Dies 
verdeckt aber die großen Diskrepanzen zwischen 

9	 Neuere vom Deutschen Städtetag aufbereitete Daten 
zeigen, dass dies auch für 2013 gilt.

Abbildung 5

Entwicklung von Sozialleistungen und Bruttoinvestitionen der Kommunen
% der Ausgaben

Quellen: Destatis; Berechnungen des IMK.
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den einzelnen Kommunen. Einen ersten Hinweis 
darauf geben die Finanzierungssalden der Kom­
munen für verschiedene Bundesländer. So wiesen 
die Kommunen insgesamt in Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, im Saarland und in 
Schleswig-Holstein im vergangenen Jahr einen 
negativen Finanzierungssaldo10 aus, während die 
Kommunen in den übrigen Bundesländern per sal­
do Überschüsse erzielten. 

Zwischen der Finanzkraft von Ländern und 
Kommunen und ihrer Investitionstätigkeit besteht 
offensichtlich ein Zusammenhang. Abbildung 6 
zeigt die Sachinvestitionen aus der Kassenstatis­
tik, also die Summe aus Bauinvestitionen und dem 
Erwerb von beweglichen und unbeweglichen Ge­
genständen, je Einwohner im Jahr 2013. Es wird 
deutlich, dass in finanzstarken Ländern wie Bayern, 
Hamburg und Baden-Württemberg in der Tendenz 
pro Einwohner deutlich mehr investiert wird als 
beispielsweise im finanzschwachen Saarland. Die 
Reihenfolge der Länder in den vergangenen drei 
Jahren11 variierte geringfügig – wohl nicht zuletzt 

10	 In der Abgrenzung der Finanzstatistik. Die VGR 
liefert diese Daten nicht für einzelne Bundesländer 
(Infobox 1).

11	 Für diese drei Jahre liegen Daten der Kassenstatistik 
in einer mit den VGR vergleichbaren Sektorabgren-
zung vor. Siehe Infobox 1. 

auch wegen der zusätzlichen Investitionen im Rah­
men des Konjunkturpakets II, bei dem finanzschwa­
chen Kommunen teilweise vorrangig zum Zuge 
kamen (Bundesministerium der Finanzen 2013, S. 
51). Dabei finden sich aber Bayern, Sachsen, Ba­
den-Württemberg und Hamburg regelmäßig an der 
Spitze, während Nordrhein-Westfalen, das Saarland 
und Niedersachsen die hinteren Ränge einnehmen. 
Dabei waren die Sachinvestitionen je Einwohner 
in Bayern in allen drei Jahren mehr als doppelt so 
hoch wie im Saarland oder in Nordrhein-Westfa­
len. Dabei bestehen nicht nur zwischen sondern 
auch innerhalb der Bundesländer erhebliche Unter­
schiede. Nach Angaben des KfW-Kommunalpanels 
nehmen die Disparitäten der Kommunen weiter zu. 
Kommunen, die ihre aktuelle Finanzlage als man­
gelhaft beurteilen, haben auch negative Erwartun­
gen hinsichtlich ihrer zukünftigen Perspektiven. Sie 
investieren deutlich weniger, was die Unterschiede 
zwischen den Kommunen verfestigt (KfW 2014). 

Die angespannte Finanzlage vieler Kommunen 
spiegelt sich auch in steigenden Kassenkrediten 
wider (Abbildung 7). Diese dienen eigentlich der 
Überbrückung von kurzfristigen unterjährigen Li­
quiditätsschwankungen und sind nicht als langfris­
tiges Finanzierungsinstrument gedacht. Tatsächlich 
werden sie aber seit der zweiten Hälfte der 1990er 

Abbildung 6

Sachinvestitionen je Einwohner 
im Jahr 2013 (Euro)

Sachinvestitionen je einwohner 
im Jahr 2013 (Euro)

          Sachinvestitionen je Einwohner (Land und Kommunen)
           Sachinformationen je Einwohner (Land)
           Sachinformationen je Einwohner (Kommunen)

Quellen: Destatis Fachserie 14 Reihe 2 (Kassenstatistik); BMF; Berechnungen des IMK� 
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Abbildung 7

Bestand an Kassenkrediten der Gemeinden und Gemeindeverbände
in Mrd. Euro

Quelle: Destatis, Fachserie 14, Reihe 5. Stichtag ist jeweils der 31.12. des Jahres. Änderungen bei der Abgrenzung 2006 und 2010.  
2013: Fachserie 14, Reihe 2.

Kassenkredite der gemeinden und gemeindeverbände
in (Mrd� Euro

Quelle: Destatis, Stichtag ist jeweils der 31�12� des Jahres� Änderungen bei der Abgrenzung 2006 
und 2010� 2013: ohne Zweckverbände�
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Abbildung 8

Kassenkredite und Sachinvestitionen der Kommunen
je Einwohner1

Kassenkredite und Sachinvestitionen  
der Kommunen je einwohner1

Quellen: Destatis, Berechnungen des IMK� *) Sachinvestitionen 2013, Kassenkredite 31�12�2013, 
Einwohner: 30�6�2013  (gem� Zensus)� Einwohnerzahlen vom 31�12�2013 werden erst im 
September 2014 veröffentlicht�
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Jahre zunehmend genutzt, um eine unzureichende 
Einnahmenbasis auszugleichen. Gerade zu Beginn 
des vergangenen Jahrzehnts kam es hier infolge von 
eingebrochenen Steuereinnahmen und steigenden 
Sozialausgaben zu einer erheblichen Ausweitung. 
Ende des vergangenen Jahres beliefen sich die Kas­
senkredite der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(ohne Stadtstaaten und Zweckverbände) auf über 
48 Mrd. Euro. Dies ist ein Indiz dafür, dass in ein­
zelnen Kommunen kaum ausreichend Finanzie­
rungsspielraum für Investitionen besteht. 

Zwischen den Kassenkrediten der Kommunen 
als Indikator für ihre Finanzschwäche und ihren 
Sachinvestitionen zeigt sich ein negativer Zusam­

menhang (Abbildung 8). Je höher die Kassenkredi­
te, umso niedriger sind tendenziell die Sachinves­
titionen. Während die Kommunen in Bayern und 
Baden-Württemberg kaum Kassenkredite haben 
aber die höchsten Investitionen ausweisen, befin­
den sich die Kommunen Nordrhein-Westfalens und 
das Saarlands bei den Sachinvestitionen am unteren 
Ende, verzeichnen aber einen hohen Bestand an 
Kassenkrediten. Allerdings wirkt der unterschied­
liche Kommunalisierungsgrad bei einer reinen Be­
trachtung der kommunalen Ebene verzerrend. Das 
gilt insbesondere für Mecklenburg-Vorpommern, 
wo das Land anders als in anderen Bundesländern 
weit über die Hälfte der Sachinvestitionen tätigt. 

Öffentliche Investitionen in den Volkswirtschaftlichen  
Gesamtrechnungen und in der Finanzstatistik

Für die Analyse werden vorrangig die Daten 
der Investitionen aus den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen (VGR) für den Sektor Staat 
herangezogen. Hierunter fallen insbesondere 
der Straßenbau oder Investitionen in öffentliche 
Gebäude wie Schulen. Zu beachten ist, dass bei 
der Sektorabgrenzung nicht die Eigentumsver-
hältnisse relevant sind, sondern, ob die jeweilige 
institutionelle Einheit (sofern sie eigenständig ist) 
vom Staat kontrolliert wird und es sich um einen 
sogenannten Nichtmarktproduzenten handelt, 
die Institution also weniger als 50 % der Produk-
tionskosten durch Marktverkäufe deckt. Handelt 
es sich hingegen um einen Marktproduzenten 
(Umsätze decken über 50  % der Produktions-
kosten), dann wird die Einheit nicht dem Staat, 
sondern entweder dem Sektor „nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften“ oder bei einer Finanzin-
stitution dem Sektor „finanzielle Kapitalgesell-
schaften“ zugeordnet. Daher sind zahlreiche 
öffentliche Unternehmen, die wichtige Aufgaben 
der öffentlichen Daseinsvorsorge erfüllen, nicht 
im Sektor Staat enthalten. Marktproduzenten, die 
vom Staat kontrolliert werden, werden nur dann 
zum Staat gerechnet, wenn sie über 80 % ihrer 
Umsätze mit dem Staat erwirtschaften. Sie gelten 
dann als Hilfsbetriebe des Staates (Schmidt und 
Schmidt 2011). 

Aus Gründen dieser Sektorabgrenzung sind 
bestimmte Investitionen, die durchaus die Infra-
struktur des Landes betreffen, beispielsweise im 
Energiebereich oder bei der Telekommunikation 
nicht oder nur teilweise in den öffentlichen Investi-
tionen enthalten. Anders als in der Finanzstatistik 
werden auch Investitionszuschüsse in den VGR 
nicht bei den Investitionen, sondern unter Vermö-

genstransfers verbucht. Darüber hinaus werden 
private Investitionen auch über Steuervergünsti-
gungen gefördert. Somit ist der tatsächliche Bei-
trag des Staates zu Investitionen in Deutschland 
höher als direkt unter den Investitionen ausge-
wiesen. Da wir jedoch seit Jahrzehnten eine in 
der Tendenz fallende Investitionsquote sowohl 
beim Staat als auch im privaten Sektor beobach-
ten, kann nicht argumentiert werden, dass es hier 
lediglich zu einer Verschiebung gekommen ist.

Die Daten der VGR zu öffentlichen Investitio-
nen liegen nicht in regionaler Gliederung vor. 
Vielmehr gibt es Daten des Sektors Staat nur 
nach Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Ge-
meinden) und Sozialversicherungen gegliedert, 
jedoch nicht für einzelne Bundesländer. Aus 
diesem Grunde werden für eine Betrachtung 
von Unterschieden zwischen einzelnen Bundes-
ländern Daten aus der Finanzstatistik herange-
zogen. Die beiden Rechenwerke unterscheiden 
sich in mehrfacher Hinsicht. 

Zum einen werden Investitionen in den VGR er-
fasst, wenn sie tatsächlich getätigt werden. Bei 
Bauvorhaben erfolgt die Buchung beispielsweise 
nach dem Baufortschritt. In der Finanzstatistik 
werden Transaktionen hingegen zum Zeitpunkt 
der Zahlung verbucht. Für Jahrgänge vor 2011 
unterscheidet sich zudem die Erfassung des 
Sektors Staat. Sie beschränkt sich auf die Kern-
haushalte und ausgewählte Extrahaushalte. Die 
Ausgliederung von Extrahaushalten wie z.B. 
der Krankenhäuser mit kaufmännischem Rech-
nungswesen ab 1998 oder der Hochschulen in 
unterschiedlichen Jahren führte dazu, dass die 
Vergleichbarkeit mit Vorperioden für Berichtsjah-

Infobox  1
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re vor 2011 nur sehr eingeschränkt gegeben ist. 
Erst ab dem Berichtsjahr 2011 wurde das soge-
nannte Schalenkonzept eingeführt, wonach ne-
ben dem Kernhaushalt auch alle Extrahaushal-
te erfasst werden, die nach dem Europäischen 
System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
1995 (ESVG 95) dem Sektor Staat zuzurechnen 
sind. Allerdings wird dieses Konzept nicht rück-
wirkend für frühere Berichtsjahre angewendet, da 
in der Finanzstatistik grundsätzlich keine Revisio-
nen durchgeführt werden.

Aktuell liegen Daten der Kassenstatistik in der 
Sektorabgrenzung des Staates nach dem Scha-
lenkonzept ab 2011 vor. Allerdings enthalten die 
Daten der Kassenstatistik anders als die Rech-
nungsergebnisse der öffentlichen Haushalte, die 
erst rund zwei Jahre nach Ende des jeweiligen 
Berichtsjahres vorliegen, keine Angaben zu den 
Zweckverbänden.

Auch der Investitionsbegriff unterscheidet sich 
wesentlich zwischen den VGR und der Finanz-
statistik. Während in den VGR nur Vorratsver-
änderungen und Investitionen in Ausrüstungen 
erfasst werden, zählen zu den Investitionen in 
der Abgrenzung der Finanzstatistik auch Finan-

zinvestitionen wie der Erwerb von Beteiligungen 
oder die Vergabe von Darlehen. Betrachtet man 
nur die Sachinvestitionen, die sich aus Baumaß-
nahmen und dem Erwerb von beweglichen und 
unbeweglichen Sachen zusammensetzen, dann 
ergibt sich eine ungefähr mit den Daten der VGR 
vergleichbare Größenordnung (Tabelle Box 1.1). 
Die Betrachtung nach Bundesländern gemäß Fi-
nanzstatistik ist somit mit der Analyse der VGR-
Daten kombinierbar.

Infobox  1

Wege zur Überwindung des 
Investitionsstaus
Wie die Analyse gezeigt hat, spricht vieles für ei­
nen jährlichen Mehrbedarf bei den öffentlichen 
Investitionen in Höhe eines zweistelligen Milliar­
denbetrags. Gemessen am aktuellen Niveau der 
staatlichen Bruttoinvestitionen wäre dies eine Grö­
ßenordnung von einem Viertel oder mehr. Die öf­
fentlichen Investitionen müssen allmählich und 
nachhaltig ausgeweitet werden. In einem ersten 
Schritt kommt es darauf an, keinen weiteren Nach­
holbedarf mehr aufkommen zu lassen. Mittelfristig 
müssen aber auch die Versäumnisse der Vergan­
genheit behoben werden und ausreichende Erwei­
terungsinvestitionen getätigt werden. 

Dies erfordert einen Kraftakt auf allen staatlichen 
Ebenen, insbesondere aber bei den Kommunen. 
Diese sind nach wie vor nicht flächendeckend in 
der Lage, den Investitionsstau aus eigener Kraft zu 
überwinden. Insbesondere müssen finanzschwache 
Kommunen in die Lage versetzt werden, wieder 
positive Nettoinvestitionen zu realisieren. Dazu ist 
es von entscheidender Bedeutung, dass das Konne­
xitätsprinzip zügig weiter umgesetzt wird. Dabei 
sollte die Entlastung bei der Eingliederungshilfe 
schnellstmöglich in vollem Umfang realisiert 

werden, aber auch bei den Kosten der Unterkunft 
von Beziehern der Grundsicherung für Arbeits­
suchende, von denen die finanzschwachen Kom­
munen häufig besonders betroffen sind, sollte der 
Bund einen größeren Teil übernehmen. 

Gleichzeitig muss den Kommunen verstärkt 
geholfen werden, die Kassenkredite, die sie in der 
jüngeren Vergangenheit aufnehmen mussten, zü­
gig wieder abzubauen, ohne dass dies zu einer Ein­
schränkung der öffentlichen Daseinsvorsorge führt. 
Insbesondere ist angesichts einer generellen staat­
lichen Unterfinanzierung darauf zu achten, dass 
staatliche Investitionen und Konsumausgaben, zu 
denen beispielsweise frühkindliche Bildung und 
Kinderbetreuung gehören, nicht gegeneinander 
ausgespielt werden. Konsolidierungshilfen wie der 
Stärkungspakt Stadtfinanzen in Nordrhein-West­
falen oder der kommunale Entschuldungsfonds in 
Rheinland-Pfalz gehen grundsätzlich in die richtige 
Richtung. Allerdings verlangen diese den Kommu­
nen teilweise erhebliche Sparanstrengungen ab. 

Will man die Schuldenbremse und den Fiskal­
pakt einhalten, die Mütterrente ordnungspolitisch 
sauber aus dem Bundeshaushalt finanzieren, aus­

Tabelle Box 1.1

Investitionen von Ländern und  
Kommunen nach VGR und  
Finanzstatistik

2011 2012 2013

10,9 11,0 11,8
22,5 19,8 21,5

11,2 13,3 11,3
23,6 21,0 22,1

Quelle: Destatis, Berechnungen des IMK.

Sachinvestitionen, 
Kassenstatistik

Länder
Kommunen

Abgrenzung

Investitionen von Ländern und Kommunen nach 
VGR und Finanzstatistik

Länder
Kommunen

Bruttoinvestitionen, VGR

Mrd� Euro

Quelle: Destatis, Berechnungen des IMK.
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reichende Mittel für die von der Bundesregierung 
beschlossenen prioritären Maßnahmen generieren 
und darüber hinaus noch zusätzliche Investitionen 
tätigen, dann kommt man auch bei erhöhter Nut­
zerfinanzierung (z. B. Ausweitung der LKW-Maut) 
nicht um Steuererhöhungen herum. Die jüngst für 
die kommenden Jahre prognostizierten Steuer­
mehreinnahmen reichen dafür nicht aus und sie 
sind zudem in erster Linie konjunkturell bedingt 
und damit nicht dauerhaft (Rietzler et al. 2014). 

Zu beachten ist auch, dass die Länder bis 2020 
ihre strukturellen Defizite abbauen müssen. Dabei 
muss vermieden werden, dass die Konsolidierung 
der Länderhaushalte zu Lasten der Kommunen 
erfolgt, indem beispielsweise Investitionszuwei­
sungen an die Kommunen gekürzt werden. Somit 
sind Steuererhöhungen auch aus der Perspektive 
der Länderfinanzen angezeigt. Die Kommunen 
selbst können zwar die Hebesätze der Realsteuern 
(Gewerbesteuer, Grundsteuer) anpassen, hier gibt 
es aber gerade für schwache Kommunen Grenzen. 

Bundestag und Bundesrat sind daher gefordert, 
mit bundesweiten Steuererhöhungen – insbesonde­
re für hohe Einkommen und Vermögen – für dau­
erhafte Mehreinnahmen zu sorgen. Jüngst ist dies 
am Bundestag gescheitert, während der Bundesrat 
(2013) sich für eine Anhebung des Spitzensteuer­
satzes von 42 auf 49 % und die Wiedereinführung 
einer Vermögenssteuer ausgesprochen hat. Darü­
ber hinaus sollte auch über eine Erhöhung der Erb­
schaftsteuer nachgedacht werden (Rietzler 2013). 
Wichtig wäre dann aber auch, dass die Kommunen 
über den Kommunalen Finanzausgleich12 an den 
Steuermehreinnahmen der Länder – insbesonde­
re bei den reinen Landessteuern (Erbschaftsteuer, 
Vermögensteuer) – beteiligt werden. 

Bach und Mudrack (2013, S. 15) berechnen, dass 
eine Verdopplung der Erbschaftssteuer wie von den 
Grünen im Wahlkampf 2013 gefordert ein Mehr­
aufkommen von 4,5 Mrd. Euro jährlich generiert 
würde. Die Wiedereinführung der Vermögenssteu­
er würde den Ländern 9 Mrd. Euro bringen und die 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes bei der Einkom­
mensteuer würde mit 6,5 Mrd. Euro (Vorschlag 
SPD) bzw. 7,5 Mrd. Euro (Vorschlag Grüne) für 
alle Gebietskörperschaften zu Buche schlagen. Der 
Länderfinanzausgleich trägt dabei zu einer regiona­
len Umverteilung bei, wodurch auch ärmere Bun­

12	 Der kommunale Finanzausgleich (KFA) ist in den 
einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich gere-
gelt. Der Anteil, den die Kommunen an der Einkom-
mensteuer unabhängig vom KFA erhalten, beträgt 
15 %.

desländer profitieren. Das von Bach und Mudrack 
(2013) berechnete Mehraufkommen entspricht 
mit 20-21 Mrd. Euro (je nach Einkommensteuer­
konzept) in etwa 0,7 % des BIP, was eine deutliche 
Ausweitung der Investitionstätigkeit ermöglichen 
würde. 

Dabei ist allerdings zu beachten, dass es aus 
Gründen der Generationengerechtigkeit auch un­
angemessen sein kann, Investitionen, von denen 
auch spätere Generationen profitieren werden, al­
lein von der heutigen Generation finanzieren zu las­
sen. In einem begrenzten Umfang, der aktuell nicht 
ausgeschöpft wird, gestattet die Schuldenbremse 
dem Bund eine strukturelle (also konjunkturunab­
hängige) Verschuldung. Im laufenden Jahr wären es 
0,97 % des BIP (von 2012) oder fast 26 Mrd. Euro, 
im kommenden Jahr immerhin noch 0,66 %  des 
BIP (von 2013) oder gut 18 Mrd. Euro und ab 2016 
0,35 % des BIP oder rund 10 Mrd. Euro. Ein Teil 
des Finanzierungsbedarfs könnte also im völligen 
Einklang mit der Schuldenbremse durch eine Kre­
ditaufnahme gedeckt werden. 

Allerdings unterliegt die Konjunkturberei­
nigung im Rahmen der Schuldenbremse einer 
großen Unsicherheit. Im Abschwung könnte es 
zu Revisionen des Produktionspotenzials nach 
unten kommen, wodurch ein Teil des durch 
den Abschwung hervorgerufenen Defizits als 
strukturell eingestuft würde (Klär 2013, Truger und 
Will 2012). Besteht aufgrund der Investitionsfinan­
zierung beim strukturellen Defizit kein Spielraum 
mehr, so wäre man möglicherweise zu prozyk­
lisch wirkenden Ausgabenkürzungen gezwungen. 
Gerade wegen der noch ungelösten europäischen 
Finanzkrise gibt es große konjunkturelle Risiken, 
die heutige Projektionen zum strukturellen Defizit 
und damit zum staatlichen Finanzierungsspielraum 
schnell zur Makulatur werden lassen können. 

Daher müsste ernsthaft überlegt werden, ob 
man nicht dem Vorschlag des Sachverständigenra­
tes (2007) sowie der Kreditanstalt für Wiederauf­
bau (KfW 2012) folgt und eine staatliche Neuver­
schuldung in Höhe der Nettoinvestitionen zulässt. 
Über den Zinsdienst und die Tilgung der dafür 
aufgenommenen Schulden würden künftige Ge­
nerationen an den Kosten einer modernisierten 
öffentlichen Infrastruktur beteiligt werden, von der 
auch sie profitieren.
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